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7. Wahlperiode 

14. 03. 73 
Sachgebiet 2 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Pfeifer, Dr. Gölter und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Berufs-/Laufbahnreform 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) ihre Untersuchungen darüber zu verstärken, in welchem 
Umfang die Berufs- und Laufbahnstrukturen in Wirtschaft 
und Verwaltung von den projektierten neuen Bildungs- 
abschlüssen (Abitur I, Abitur II, Abschlüsse im Gesamt- 
hochschulbereich) voraussichtlich verändert werden und 
welche Folgerungen für die Berufs- und Laufbahnreform 
daraus zu ziehen sind; 

b) die rechtlichen Voraussetzungen für eine solche Reform zu 
schaffen; 

c) dem Deutschen Bundestag regelmäßig, erstmals zum 31. Mai 
1972, über die Ergebnisse der von ihr in den Stellungnah- 
men der Bundesministerien des Innern, für Arbeit und So- 
zialordnung sowie für Wirtschaft und Finanzen genannten 
Institutionen und Gremien zu berichten. 


Bonn, den 14. März 1973 


Frau Dr. Walz 

Pfeifer 

Dr. Gölter 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Ein ähnlicher Antrag hat dem 6. Deutschen Bundestag zur Bera- 
tung Vorgelegen. Durch den vorzeitigen Abbruch der 6. Wahl- 
periode hat sich der Antrag erledigt. Federführend war damals 
der Wirtschaftsausschuß, mitberatend der Innenausschuß sowie 
die Ausschüsse für Bildung und Wissenschaft und für Arbeit 
und Sozialordnung. 

Der hiermit vorgelegte Antrag berücksichtigt die Beschlüsse 
dieser Ausschüsse, insbesondere das seinerzeitige Votum des 
Wirtschaftsausschusses, daß die Ziele des Antrags von großer 
politischer Bedeutung und Notwendigkeit seien. Durch die Re- 
form des Sekundarbereichs wird die Zahl der Abiturienten in 
Zukunft noch größer sein als heute. Angesichts des sich aus- 
weitenden Numerus clausus wird sich die Situation an den 
Hochschulen dadurch weiter verschlechtern. Wie inzwischen 
auch die Bundesregierung erkannt hat, besteht hier ein drän- 
gendes bildungspolitisches Problem. Aus den Stellungnahmen 
der Bundesministerien des Innern, für Wirtschaft, für Arbeit 
und Sozialordnung sowie für Bildung und Wissenschaft geht 
hervor, daß sich folgende Gremien mit dem Problem der Berufs- 
möglichkeiten für Abiturienten ohne Studium befassen; 

— Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in Erlangen, 

- — - Bundesausschuß für Berufsbildung, 

— Institut für sozialwissenschaftliche Forschung e. V. in 
München. 

Ergebnisse der Arbeiten dieser Gremien liegen bis heute nicht 
vor. Es ist die Pflicht des Parlaments, sich dieses Problems mit 
Nachdruck anzunehmen. Die Bildungsreform schreitet ohnehin 
viel zu langsam voran. Es ist die Aufgabe des Staates, Bildungs- 
erwartungen, die er in diesem Falle bei den Abiturienten er- 
weckt, auch angemessen zu befriedigen. Einen wesentlichen 
Beitrag hierzu sieht die Fraktion der CDU/CSU darin, für 
Abiturienten eine Berufseingangsvoraussetzung sui generis zu 
schaffen, insbesondere angesichts der unbestrittenen Unmög- 
lichkeit, jedem Abiturienten einen Studienplatz zu verschaffen. 

Der Bund hat sich bisher auf reine Forschungsmaßnahmen be- 
schränkt: so kennt der neueste Entwurf einer Änderung der 
Bundeslaufbahnverordnung allein die sogenannte mittlere Reife 
als Eingangsvoraussetzung für den gehobenen Dienst und den 
Hochschulabschluß als Eingangsvoraussetzung für den Höheren 
Dienst. Der zwischen beiden liegende Bildungsabschluß des 
Abiturs kennt hingegen kein entsprechendes Korrelat als Be- 
rufsvoraussetzung, Andererseits sind Wirtschaft und Verwal- 
tung in steigendem Maße an Abiturienten interessiert, warten 
aber auf entsprechende Mithilfe vom Staat. Daher will die 
Fraktion der CDU/CSU mit diesem Antrag dazu beitragen, auf 
diesem Gebiet Abhilfe zu schaffen. 
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